
Vorwort zur 60. Ergänzungslieferung

Sehr geehrte Bezieherin,  
sehr geehrter Bezieher der DVP-Vorschriftensammlung,

Sie halten die 60. Ergänzungslieferung der Landesausgabe Nord-
rhein-Westfalen in Händen. Sie bringt die Gesetzessammlung auf den 
Stand vom 16. Mai 2022. 

Zwei Änderungen durch Gesetze vom 14.  September  2021 bezie-
hen sich auf das Korruptionsbekämpfungsgesetz (Nr.  20.090) und 
das Landesbesoldungsgesetz (Nr. 40.020). Eine kleinere, aber für die 
Praxis nicht unbedeutende Änderung gab es im Straßen- und Wege-
gesetz (Nr. 72.000) durch Gesetz vom 9. November 2021; der Wegfall 
der aufschiebenden Wirkung einer Anfechtungsklage erstreckt sich 
nunmehr auch auf den Bau von Radschnellverbindungen (§ 38a). Eine 
weitere Änderung des Straßen- und Wegegesetzes erfolgte durch 
Gesetz vom 17. Dezember 2021; neu geregelt wurden insbesondere 
Duldungspflichten im Interesse der Straßenunterhaltung (§ 9b) und 
ein Zurückbehaltungsrecht bei von der Straße entfernten Gegen
ständen (§ 22). Mit § 38b wurde ein sog. Projektmanager eingeführt. 

Komplett neu gefasst wurde das Teilhabe- und Integrationsgesetz 
(Nr. 60.020) durch Gesetz vom 25. November 2021. Die Beihilfen
verordnung (Nr. 40.050) erfuhr Änderungen durch die 11. Verordnung 
vom 1. Dezember 2021. 

Im Kommunalrecht wurden kleinere Änderungen durch Gesetz vom 
1. Dezember 2021 vorgenommen; so wurde insbesondere mehrfach 
das Wort „schriftlich“ durch die Wörter „in Textform“ (nach § 126a 
BGB) ersetzt; betroffen sind die Gemeindeordnung (Nr. 30.000), die 
Kreisordnung (Nr. 30.010) und die Landschaftsverbandsordnung 
(Nr. 30.025). Vereinzelte Änderungen gab es durch die achte Ände-
rungsverordnung vom 1. Dezember 2021 in der Ausführungsver
ordnung zum Verwaltungsvollstreckungsgesetz (Nr. 20.021).

Neu gefasst wurde weiterhin das Landesreisekostengesetz durch 
Gesetz vom 1. Dezember 2021 (Nr. 40.028). Die Verwaltungsvorschrif-
ten zum Landesreisekostengesetz (Nr. 40.029) wurden entsprechend 
angepasst. Ebenfalls mit Gesetz vom 1. Dezember 2021 wurden 
zwei neue Vorschriften in das Ausführungsgesetz zum Sozialgesetz-
buch XII (Nr. 61.001) eingefügt (§§ 7a und 10). Das Gemeindefinan
zierungsgesetz (Nr. 80.010) wurde durch Gesetz vom 17. Dezember 
als „Gemeindefinanzierungsgesetz 2022“ neu gefasst. Gleichzeitig 
wurde das Polizeigesetz (Nr.  50.005) geändert; für bestimmte ein-
griffsintensive Maßnahmen der Datenerhebung gilt nunmehr ein sog. 
Richtervorbehalt. In Ergänzung hierzu erfolgte eine weitere Änderung 
mit Gesetz vom 13. April 2022.

(bitte wenden)



Durch Gesetz vom 1. Februar 2022 wurden – zwecks Stärkung der 
medienbruchfreien Digitalisierung – das Verwaltungsverfahrensgesetz 
(Nr.  20.000) und das E-Government-Gesetz (Nr.  21.000) geändert. 
Durch dieses Gesetz erfuhr auch das Landesabfallgesetz (Nr. 55.011) 
einige Änderungen; es wurde zudem in „Landeskreislaufwirtschafts-
gesetz“ umbenannt. Weitere Änderungen durch das Gesetz vom 
1. Februar 2022 betreffen das Landesnaturschutzgesetz (Nr. 55.020) 
und das Landesbeamtengesetz (Nr. 40.005). 

Durch Gesetz vom 23. Februar 2022 wurden das Verfassungs
gerichtshofgesetz (Nr. 10.030) und das Justizgesetz (Nr.  92.000) 
geändert. Weitere Änderungen durch Gesetz vom 25. März 2022 
gab es im Landesbesoldungsgesetz (Nr. 40.020), insbesondere be-
züglich der Anpassung der Bezüge, und im Landesbeamtenver
sorgungsgesetz (Nr. 40.040). Geändert wurden ebenfalls durch Ge-
setz vom 25. März 2022 das Kommunalwahlgesetz (Nr. 31.000), die 
Gemeindeordnung (Nr. 30.000) und die Kreisordnung (Nr. 30.010); in 
die beiden letzteren wurden Vorschriften über Transparenzpflichten 
bei Bürgerbegehren und Bürgerbescheiden eingefügt. Einige kleinere 
Änderungen erfolgten durch das Gesetz vom 25.  März 2022 im 
Meldegesetz (Nr. 54.000). Durch Gesetz vom 13. April 2022 wurden 
die Gemeindeordnung (Nr. 30.000), die Kreisordnung (Nr. 30.010), 
die Landschaftsverbandsordnung (Nr. 30.025) und das Gesetz über 
kommunale Gemeinschaftsarbeit (Nr. 30.030) geändert. Die Ände-
rungen betreffen insbesondere die Einführung digitaler Sitzungen 
für kommunale Gremien. Ebenfalls durch Gesetz vom 13. April 2022 
(zur Steigerung der Attraktivität des öffentlichen Dienstes) wurden das 
Landesbeamtengesetz (Nr. 40.005) und die Arbeitszeitverordnung 
(Nr. 40.012) geändert. Einige kleinere Änderungen durch Änderungs-
verordnungen vom 13. April 2022 und vom 3. Mai 2022 betreffen die 
Laufbahnverordnung (Nr. 40.006).

Wir wünschen Ihnen mit Ihrer DVP weiterhin viel Erfolg bei Studium, 
Ausbildung oder der täglichen Arbeit. Die Bearbeiter und der Verlag 
werden auch künftig in enger Abstimmung mit den Ausbildungs
einrichtungen für den Verwaltungsdienst und den Ausbildungsbehör-
den prüfen, ob und ggf. welche Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
in die Textsammlung aufzunehmen sind und welche als entbehrlich 
entfallen können.

Abschließend möchten wir den Hinweis wiederholen, dass uns An
regungen und Kritik stets willkommen sind. Richten Sie diese bitte 
an den Maximilian Verlag, Stadthausbrücke 4, 20 355 Hamburg; 
Mail: vertrieb@dvp-digital.de

Sie finden uns im Internet unter www.mydvp.de

Mit freundlichen Grüßen	
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